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Atomabkommen mit Putin
Cristina in Moskau / Zusammenarbeit mit Russland vertieft
Cristina im Gespräch mit Wladimir Putin. (Foto: AP)
Moskau (mc/dpa) - Russland plant den Bau eines Atomreaktors in Argentinien. Kremlchef Wladimir Putin und Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner unterzeichneten gestern in Moskau eine entsprechende Absichtserklärung. Bereits im Vorfeld hatte Putins außenpolitischer Berater Juri Uschakow bekannt gegeben, dass der russische Rosatom-Konzern großes Interesse am Ausbau des Atomkraftwerks Atucha habe. Der Auftrag könnte Medienberichten zufolge ein Volumen von 2,2 Milliarden US-Dollar haben. Des Weiteren vereinbarten die beiden Staatsoberhäupter den Ausbau der Zusammenarbeit in der wissenschaftlichen Forschung sowie zur Bereitstellung von Uran.
In der Pressekonferenz im Anschluss an das Gespräch mit Putin hob Cristina die Unterstützung hervor, die Russland Argentinien im Malvinen-Konflikt mit Großbritannien gewährt habe, indem es London aufgefordert habe, die entsprechenden UNO-Resolutionen zu beachten und in Verhandlungen einzutreten.
Des Weiteren dankte Cristina Putin für dessen Solidarität mit Argentinien in der Auseinandersetzung mit den sogenannten „Geierfonds“. In diesem Zusammenhang erwähnte Cristina, dass Argentinien wie Russland sich für die Schaffung eines international gültigen Insolvenzrechtes für Staaten einsetzten.
Im Gegenzug signalisierte Kirchner ihre Unterstützung für Putin im Ukraine-Konflikt. Die vom russischen Präsidenten initiierte UN-Resolution, in der die Konflitkparteien aufgefordert werden, die Waffen ruhen zu lassen, sei unbedingt einzuhalten. „Diplomatie und Politik sind die einzigen Wege, Konflikte zwischen Staaten zu lösen“, so Cristina.
Die argentinische Präsidentin eröffnete im russisch-historischen Museum eine Sonderausstellung über Evita Perón. Bei der Gelegenheit besuchte sie auch den Museumsteil, der den Zweiten Weltkrieg zum Thema hat. Dabei lobte sie die Verdienste der Roten Armee: „Als Bürgerin der Welt möchte ich den unschätzbaren Anteil der sowjetischen Armee bei der Niederkämpfung des Nazismus hervorheben.“
Cristina hatte zuvor am Mittwoch vor einem Forum mit russischen Geschäftsleuten für wirtschaftliches Engagement in ihrem Land geworben: „Argentinien ist ein Land, wo es sich zu investieren lohnt“, meinte sie. Dies sei nicht nur wegen der reichhaltigen natürlichen Ressourcen der Fall, sondern auch wegen des Humankapitals, das es im Land gebe. Seitens der russischen Unternehmer gab es aber auch Skepsis, was in den kritische Fragen zu den in Argentinien geltenden Devisenrestriktionen zum Ausdruck kam.
Cristina nutzte die Gelegenheit, die Erfolge ihrer Amtszeit hervorzuheben: Argentinien habe in den vergangenen Jahren das größte Wachstum seiner Geschichte erlebt. Es sei gelungen, den Tourismussektor zu stärken und die nationale Fluglinie „Aerolíneas Argentinas“ zurückzugewinnen.
Cristina warb für eine neue wirtschaftliche und geopolitische Weltordnung, in der die Staaten enger und intensiver zusammenarbeiten. Sie sollten sich nicht in erster Linie als Käufer und Verkäufer wahrnehmen, sondern als Partner.
Die Präsidentin griff einmal mehr die USA scharf an. Cristina, deren Regierung ja selber auf Importbeschränkungen setzt, monierte, dass Washington argentinische Fleischwaren und Limetten nicht oder nur begrenzt ins Land lasse – angeblich aus hygienischen Gründen. Dies sei „völlig unbegreiflich“, so Kirchner, die schon kürzlich beim Gipfel der Amerikas in Panama US-Präsident Barack Obama attackiert hatte.
Bei dem Treffen mit den russischen Geschäftsleuten erlaubte sich Cristina nach Darstellung der Zeitungen „Perfil“ und „Clarín“dann noch eine anti-deutsche Spitze. Demnach sagte sie mit Blick auf ihren anwesenden Tourismusminister Enrique Meyer: „Argentinien ist ein Land, das von Einwanderern gestaltet wurde. Hier haben wir beispielsweise einen Deutschen.“ Dann fügte sie weiter auf Meyer Bezug nehmend hinzu: „Aber wir werden dir trotz Merkel verzeihen.“ Anschließend beeilte sich Kirchner, die mütterlicherseits wolgadeutscher Abstammung ist, die Bemerkung als harmlosen Scherz darzustellen.
Argentinien
Radikale jubeln
Cornejo bei Vorwahlen in Mendoza vorne
Buenos Aires (AT/mc) – Jubel bei den Radikalen: Bei den Vorwahlen in der Provinz Mendoza erzielte ihr Bewerber Alfredo Cornejo mit 44,64 Prozent der Wählerstimmen das beste Ergebnis. Cornejo, der innerhalb des Bündnisses „Front für den Wandel in Mendoza“ der einzige Kandidat war, konnte alleine mehr Stimmen auf sich vereinigen als die drei Bewerber der Kirchner-treuen „Siegesfront“, die es (nach Auszählung von 95,38 Prozent aller Wahlzettel) zusammen auf 39,89 Prozent brachten. Am besten schnitt hier Adolfo Bermejo ab, der vom amtierenden Gouverneur Francisco Pérez unterstützt wurde.
Bermejo (24,67%) setzte sich im K-Lager gegen den „La Cámpora“-Vertreter Guillermo Carmona (11,17%) und den eigenständigen Peronisten Matías Roby (4,05%) durch. Bermejo wird nun beim Hauptwahlgang am 21. Juni als Kandidat der „Siegesfront“ ins Rennen gehen.
Die Linksfront, bei der es mit Neolia Barbeito nur eine Kandidatin gab, erreichte insgesamt knapp sieben Prozent der Stimmen und wurde somit drittstärkste politische Kraft in der Weinbauprovinz am Rande der Anden.
Ausgelassen feierten in der Wahlnacht nur die Radikalen. Zu Vorwahlsieger Cormejo hatten sich UCR-Parteichef Ernesto Sanz, der einstige Vizepräsident der Nation, Julio Cobos, sowie Gerardo Morales, der Vorsitzende der UCR-Senatsfraktion, gesellt. „Eine so breite Unterstützung durch die Bürger zu haben, bestärkt uns“, freute sich Cormejo über seinen Erfolg. Er versprach Verbesserungen auf den Feldern der Sicherheits-, Gesundheits- und Bildungspolitik, sollte er bei den Hauptwahlen zum neuen Gouverneur gewählt werden.
Bei der Auszählung gab es Übermittlungsprobleme. Erst am Montagabend lagen die meisten Ergebnisse vor.
Argentinien
Del Sel auf dem Vormarsch
Ehemaliger Komiker siegt bei Vorwahlen in Santa Fe
Miguel Torres del Sel bei der Stimmabgabe. (Foto: fb)
Buenos Aires (AT/mc) – Den Vertretern der regierenden „Progressiven Front“ in Santa Fe war bei den Vorwahlen am Sonntag gar nicht zum Lachen zu Mute: Verdarb ihnen doch ausgerechnet der einstige Komiker Miguel Torres del Sel den Wahlabend.
Der aufstrebende Politiker, der Mauricio Macris rechtskonservativer Partei „Republikanischer Vorschlag“ (Pro) angehört, erhielt 481.278 der insgesamt 1.694.775 Stimmen, was einem prozentualen Anteil von 28,39 Prozent entspricht. Del Sel brachte es damit auf mehr Zustimmung als die beiden Kandidaten der Progressiven Front, Robert Lifschitz und Mario Barletta, zusammen. Sie verbuchten 475.785 Stimmen (28,07%), wobei 335.808 (19,81%) auf Lifschitz und 139.977 (8,25%) auf Barletta entfielen. Lifschitz wird somit als Spitzenkandidat der Regierungskoalition für den Gouverneursposten bei der Hauptwahl am 14. Juni ins Rennen gehen.
Der für die Kirchner-treue „Gerechtigkeitsfront für den Sieg“ angetretene Omar Perotti konnte 327.126 Stimmen (21,8%) auf sich vereinigen. In Santa Fe nicht wirklich Fuß fassen konnten hingegen die beiden Kandidaten von Sergio Massa, dem Vorsitzenden der Erneuerungsfront: Oscar Martínez erzielte 63.358 Stimmen (3,74%), für Eduardo Buzzi votierten 51.957 (3,07%).
Del Sel feierte seinen Erfolg gemeinsam mit Buenos-Aires-Bürgermeister Mauricio Macri und dem populären Senator Carlos Reutemann. „Heute hat sich die Idee des Wandels in Argentinien weiter konsolidiert“, so der Politiker, der bis vor vier Jahren noch Mitglied des Komiker-Trios „Midachi“ war. Nun schickt er sich an, Verwaltungschef der bevölkerungsmäßig viertstärksten Provinz des Landes zu werden.
Beim Hauptwahlgang im Juni wird viel davon abhängen, für wen die Wähler des ausgeschiedenen Mario Barletta votieren. Dieser ist Vertreter der Radikalen Bürger Union (UCR), die in Santa Fe gemeinsam mit den Sozialisten die „Progressive Front“ bildet. Doch auf nationaler Ebene hat die UCR vor Kurzem ein Bündnis mit Macris Pro-Partei geschlossen, der auch Del Sel angehört. Für Spannung dürfte gesorgt sein.
Argentinien
Die Hauptstadt wählt
Buenos Aires (AT/mc) - In der Hauptstadt stehen am kommenden Sonntag die Vorwahlen (PASO) an. Dabei wird geklärt, wer sich bei den Hauptwahlen am 5. Juli als Kandidat für das Amt des Bürgermeisters bewerben kann. Des Weiteren werden in den beiden Wahlgängen neue Abgeordnete für das Stadtparlament ermittelt.
Der bisherige Bürgermeister Mauricio Macri von der rechtskonservativen Pro-Partei darf nach zwei Legislaturperioden nicht noch einmal antreten. Von daher wird mit besonderer Spannung erwartet, wer sich bei den Vorwahlen als neuer Kandidat der Pro-Partei durchsetzt: Hier treten der bisherige Kabinettschef Horacio Rodríguez Laretta und die einstige Vize-Bürgermeisterin Gabriela Michetti gegeneinander an.
Innerhalb der Kirchner-treuen „Siegesfront“ bewerben sich fünf Politiker darum, Kandidat zu werden: Neben Mariano Recalde, dem Chef der staatlichen Fluglinie „Aerolíneas Argentinas“, treten auch der einstige Bürgermeister Aníbal Ibarra sowie Carlos Heller, Gabriela Cerruti und Gustavo López an. Mit Wahlprogapanda sehr präsent ist Martín Lousteau, der unter den Kirchners einst Wirtschaftsminister war und jetzt für das Wahlbündnis ECO (zu Deutsch „Organisierte Bürgerliche Energie“) antritt. Sergio Massas Mann in der Hauptstadt ist der Wirtschaftsexperte Guillermo Nielsen, der einst als argentinischer Botschafter in Deutschland fungierte. Bei der Linksfront wirft Myriam Bregman ihren Hut in den Ring.
Das Argentinische Tageblatt hätte an dieser Stelle auch gerne die jüngsten Umfragen präsentiert. Doch das Wahlgesetz der Hauptstadt verbietet derartige Veröffentlichungen ab 48 Stunden vor der Wahl.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Weiter viele Verkehrstote
21 Menschen pro Tag sind im vergangenen Jahr durchschnittlich auf argentinischen Straßen gestorben. Dies ergibt sich aus der Statistik, die die Nichtregierungsorganisation „Luchemos por la Vida“ (Lasst uns für das Leben kämpfen) kürzlich veröffentlichte. In absoluten Zahlen waren es 7613 Personen, die im Verlauf des Jahres 2014 ihr Leben im Straßenverkehr verloren. Monatlich ergibt dies einen Durchschnittswert von 634. Gegenüber 2013 stellen die Zahlen zwar einen leichten Rückgang dar. Damals waren es 7896 Tote pro Jahr bzw. 658 pro Monat. Doch betrachtet man den Trend der Jahre seit 1996 kann man, anders als in Europa oder den USA, keine grundsätzliche Besserung erkennen. Vor 19 Jahren waren es 7864 Tote – also die gleiche Größenordnung, in der sich auch heute noch die Zahl der Verkehrstoten bewegt. Zum Vergleich: In Schweden beispielsweise gab es von Anfang der 90er Jahre bis 2012 eine Verringerung um 63 Prozent der Opferzahlen (772 zu 285). Als Ursache dafür, dass die Verkehrstotenzahl in Argentinien nicht nachhaltig abnimmt, nennt Alberto Silveira als Vertreter der eingangs erwähnten NGO folgenden Grund: „In Argentinien gibt es gültige Verkehrsregeln, aber sie werden nicht beachtet, weil die zuständigen Behörden sie nicht wirkungsvoll durchsetzen“, beklagt Silveira gegenüber der Zeitung „Clarín“.
Keine Anklage gegen CFK
Die Staatsanwaltschaft hat auf eine neue Anklage gegen Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner im Zusammenhang mit dem Terroranschlag gegen ein jüdisches Gemeindehaus verzichtet. Der Staatsanwalt Javier de Luca lehnte es am Montag ab, Berufung vor dem Kassationshof gegen ein Urteil zweiter Instanz einzulegen, das einen Prozess gegen Kirchner wegen mutmaßlicher Vertuschungsmanöver abgelehnt hatte. Der Fall war von dem im Januar tot aufgefundenen Sonderstaatsanwalt Alberto Nisman vorgebracht worden. Nisman beschuldigte die Staatschefin, mittels eines 2013 mit Iran unterzeichneten und vom argentinischen Kongress nach öffentlicher Debatte verabschiedeten Memorandums die Ermittlungen gegen die iranischen Verdächtigen des Anschlags gegen das Gemeindehaus AMIA einstellen zu wollen. Die Vorwürfe sind juristisch aber offenbar völlig haltlos. Bei dem Bombenanschlag im Jahr 1994 waren 85 Menschen ums Leben gekommen. Nisman führte die Ermittlungen über das Attentat. Im Januar wurde er in seiner Wohnung mit einem Kopfschuss tot aufgefunden.
UCR: Moreau schießt quer
Innerhalb der Radikalen Bürger Union (UCR) rumort es. Grund ist das Verhalten des einstigen Senators Leopoldo Moreau, der Parteichef Ernesto Sanz wegen dessen Bündnis mit Buenos Aires-Bürgermeister Mauricio Macri herausfordert. Moreau erklärte vor wenigen Tagen bei einer Veranstaltung im Parque Norte von Buenos Aires, dass die Radikalen besser eine „strategische Allianz“ mit der linksperonistischen „Siegesfront“ von Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner eingehen sollten. Die Staatschefin war bei Moreaus Auftritt anwesend. Sanz, der erst vor wenigen Wochen seine Partei auf den gemeinsamen Kurs mit Macri einstimmen konnte, reagiert gereizt. Er kündigte an, den Ethikrat der UCR bemühen zu wollen. Dieser soll dann über einen möglichen Parteiausschluss von Moreau entscheiden. „Moreau ist ein Parteiführer mit historischen Verdiensten. Doch seit einiger Zeit hat er sich von der Parteilinie entfernt und ist praktisch Teil der Kirchner-Regierung geworden“, meinte Sanz. Der Gescholtene zeigte sich enttäuscht wegen der Ankündigung seines Parteichefs. Er sprach von einer „sehr armseligen Antwort angesichts des großen Umgestaltungsprozesses, der sich in Argentinien abspielt“.
Richterliste abgelehnt
Zwischen der Regierung und der Justiz stimmt weiterhin die Chemie nicht. Einstimmig wies der Oberste Gerichtshof am Dienstag eine Liste von zehn beisitzenden Richtern zurück, die die Regierung ausgewählt hatte. Das Argument: Die Nominierungen seien nicht vom Senat mit Zweidrittelmehrheit abgesegnet worden, wie es die Verfassung vorsehe. Die neuerlichen Unstimmigkeiten zwischen den ranghöchsten Richtern des Landes und der Kirchner-Regierung erfolgten vor dem Hintergrund des Grundsatzstreits um die Aufstockung der Hauptrichterstellen am Obersten Gerichtshof. Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner will deren Zahl von fünf auf neun erhöhen. Am Mittwoch bestätigte derweil der Oberste Gericht seinen bisherigen Vorsitzenden Ricardo Lorenzetti im Amt. Er wird demnach auch 2016 das Gericht führen. (AT/mc/dpa)
Meinung
Wahlfieber
Eigentlich sollten die allgemeinen Wahlen von 20l5, einschließlich der Vorwahlen, genannt PASO, nur am 7. August für letztere sowie am 23. Oktober für die echten Wahlen, gegebenenfalls Ende November für Stichwahlen stattfinden. Das wären für Wähler/innen nur zwei oder drei Wahltage, die sie kraft Pflichtwahlen bemühen, zu den Urnen zu schreiten und ihre Wochenendaufenthalte zu verändern.
Indessen missbrauchen regierende Politiker in Gliedstaaten und Gemeinden ihre Macht, indem sie sich nicht an den nationalen Wahlkalender halten und vorzeitige Wahltage verfügen wie am vorherigen Sonntag in Salta und am letzten Sonntag in Mendoza und Santa Fe sowie demnächst in Neuquén. Wahlberechtigte wurden freilich nicht gefragt, ob sie bereit seien, mehr als zwei oder drei Mal in diesem Wahljahr zu den Urnen schreiten zu müssen, auch wenn sie privat andere Pläne hatten, wie und wo sie ihr Wochenende verbringen möchten. Anstatt die Präferenzen der wahlberechtigten Bürger/innen zu achten, entscheiden regierende Gouverneure sowie der amtierende Regierungschef und Präsidentschaftskandidat seiner PRO-Partei Mauricio Macri in der autonomen Stadt von Buenos Aires, vormals Bundeshauptstadt, dass vor den vorgeschriebenen Vorwahlen und allgemeinen Wahlen gewählt werden muss. Die Wahlpflicht verändert die privaten Pläne der Bürger/innen, sofern sie älter als 18 Jahre und jünger als 70 Jahre sind. Innerhalb dieser Lebensspanne gilt die Wahlpflicht. 16- und 17-Jährige sowie über 70jährige Bürger/innen genießen das Recht, den Wahlen fern zu bleiben, ohne sich rechtfertigen zu müssen mittels eines Amtschrittes in Polizeirevieren an den Wahltagen, weil sie über 500 Kilometer vom Wahllokal entfernt sind, ansonsten ihnen Bußen auferlegt werden.
Diese eigenwilligen Entscheidungen der Gouverneure, bzw. des Regierungschefs, auf Deutsch Bürgermeister, für die autonome Stadt Buenos Aires, haben bisher zu Teilwahlen an beiden letzten Sonntagen geführt, deren Ergebnisse zu politischen Spekulationen über die echten Wahlergebnisse bei den kommenden PASO-Wahlen und endgültigen Wahlen im Oktober bzw. im November führen. Allerlei Hochrechnungen politischer Kommentatoren nehmen vorweg, dass diese Ergebnisse dazu führen werden, dass bei den echten PASO-Wahlen und den endgültigen Wahlen gegen Jahresende gleiche Ergebnisse erwartet werden können, was sicherlich abzuwarten ist. Kein regierender Politiker nimmt zur Kenntnis, dass solche Entscheidungen die Bürger/innen nötigen, ihre Wochenendpläne verändern zu müssen.
Bisherige vorgezogene Wahlen in Salta, Mendoza und Santa Fe zeigen nur eine Vielfalt von politischen Präferenzen, von denen die wichtigsten Kandidaten vorwegnehmen, dass sie bei den echten Wahlen gute oder schlechte Aussichten haben, als ob sie wüssten, wie die Wähler/innen im August, Oktober oder November entscheiden werden, welchen Kandidaten sie wählen werden. Anwärter auf Präsidentschafts- oder Gouverneursämter zeigen sich gerne an Wahlnachmittagen, um Interpretationen zu nähren und sich beim Wahlpublikum bekannt zu machen. Das ist die schwierigste Aufgabe der Politiker, weil die meisten Wahlpflichtigen sich überhaupt nicht für die Politik im allgemeinen interessieren und die Politiker nicht kennen.
Meinung
Der Prozess
Von Stefan Kuhn
Wozu soll das gut sein? Vor allem in Deutschland stellen sich viele diese Frage. In Lüneburg in Niedersachsen steht derzeit ein 93-jähriger ehemaliger SS-Mann vor Gericht. Es geht um Beihilfe zum Mord in 300.000 Fällen, um die Massenvernichtung der ungarischen Juden in Auschwitz.
Die Frage nach dem Sinn solcher Prozesse hat in der Regel mit dem hohen Alter der Angeklagten zu tun, mit ihrem unbescholtenen Leben nach dem Krieg. Selbst die angesehene Tageszeitung „Die Welt“ schreibt von „Resozialisierung“. Allerdings setzt Resozialisierung auch voraus, dass man für seine Taten zur Verantwortung gezogen wurde. Untertauchen, Verstecken und Schweigen hat nichts mit Resozialisierung zu tun. Grundsätzlich sind Prozesse gegen Angeklagte in hohem Alter richtig und wichtig.
Der Fall des 93-jährigen Oskar Gröning liegt dennoch etwas anders. Der gelernte Bankkaufmann trat mit 19 Jahren freiwillig in die SS ein und wurde 1942 zur Lagerverwaltung nach Auschwitz versetzt. Er zählte das den Opfern geraubte Geld und leitete es nach Berlin weiter. Gröning gibt auch zu, an der „Rampe“, wo zwischen schnellem und langsamem Tod entschieden wurde, Dienst getan zu haben. Er sei wenige Male zur Bewachung des Gepäcks eingeteilt gewesen. Das Nachrichtenmagazin „Der Spiegel“ nannte ihn 2005 in einer langen Reportage den „Buchhalter von Auschwitz“.
Dass Gröning im hohen Alter noch der Prozess gemacht werden kann, liegt an einer Zäsur in der deutschen Rechtsprechung bei NS-Verbrechen. Seit 2011, seit dem Verfahren gegen den ukrainischen KZ-Mann John Demjanjuk in München, muss den Angeklagten nicht mehr eine direkte Tatbeteiligung nachgewiesen werden. Für eine Verurteilung wegen Beihilfe zum Mord reicht es aus, wenn man dabei war. Wenn man nur ein Rädchen im System war. Oskar Gröning war so ein Rädchen.
Dass Gröning im hohen Alter der Prozess gemacht wird, liegt schlicht daran, dass er einer der wenigen ist, die noch leben und fähig sind, der Verhandlung zu folgen. Vergangenes Jahr wurde die Anklage gegen den gebürtigen litauischen SS-Wachmann Hans Lipschis fallengelassen, weil dieser an Demenz leidet. Andere Prozesse fanden nicht statt, weil die Angeklagten kurz zuvor starben. Wieder andere scheiterten daran, dass es um Mordanklagen ging. Nach über sieben Jahrzehnten ist der dafür erforderliche Beweis einer direkten Tatbeteiligung nahezu unmöglich.
Auf der einen Seite widerspricht dies dem Rechtsempfinden. Vermutlich bestialische Mörder kommen ungeschoren davon, und die Rädchen im System, die ohne Zweifel auch Schuld tragen, werden verurteilt. Dennoch ist die neue Rechtsauslegung sinnvoll. Durch sie können eventuell auch mutmaßliche Mörder zur Verantwortung gezogen werden, wenn man sie wegen Beihilfe zum Mord anklagt. Die dafür vorgesehenen Strafen, mindestens drei Jahre, bedeuten bei dem hohen Alter der Angeklagten lebenslänglich.
Das Umdenken hätte jedoch Jahrzehnte früher kommen sollen, denn in Deutschland wurden nur rund 50 Auschwitz-Verantwortliche verurteilt. Um mehr als eine Million Menschen in einem KZ zu ermorden, bedarf es mehr als 50 SS-Männer.
Es scheint, als ob die deutsche Justiz mit dem Prozess gegen Oskar Gröning selbst wieder etwas gutmachen will, denn gegen den früheren SS-Unterscharführer wurde schon in den 70er-Jahren ermittelt, aber es kam aus Mangel an Beweisen zu keiner Anklage. Gröning ist auch einer der Wenigen, die eine Mitschuld eingestanden haben. Nach Jahrzehnten des Schweigens ging er 1985 an die Öffentlichkeit. Auslöser war seinen Angaben nach die Schrift „Die Auschwitzlüge“ des Holocaustleugners Thies Christophersen, die Gröning von einem Freund zugeschickt bekam. Gröning bestätigte die in Auschwitz begangenen Verbrechen und beschrieb das Unbeschreibliche in persönlichen Erinnerungen. Das macht ihn zwar nicht weniger mitschuldig, setzt aber auch ein bedenkliches Signal. Wenn er geschwiegen hätte, würde er heute nicht im Gerichtssaal sitzen.
Der Prozess gegen Gröning dürfte eines der letzten NS-Verfahren sein, auch wenn noch gegen eine relativ große Zahl hochbetagter mutmaßlicher Täter ermittelt wird. Er wird vermutlich der letzte sein, in dem ein Angeklagter über die in Auschwitz begangenen Verbrechen Zeugnis ablegt.
Dass der Prozess dennoch Sinn hat, zeigen das Medieninteresse und die Anwesenheit von Auschwitzüberlebenden und deren Angehörigen. Ihnen geht es nicht um das Strafmaß, sondern um das Verfahren selbst. Darum, dass sich auch die Rädchen im System verantworten müssen. Die Opfer haben ein Recht auf diesen Prozess.
Meinung
Randglossen
Der Oberste Gerichtshof hat der Exekutive abermals eine Ablehnung verpasst, als dieser Tage die Ernennung von Ersatzrichtern als verfassungswidrig erklärte, weil sie nicht mit zwei Dritteln der Stimmen im Senat ernannt worden waren. Der Gerichtshof besteht zur Zeit aus vier anstatt fünf Richtern, so dass ein vierter Ersatzrichter die jetzigen Mehrheitsverhältnisse zugunsten der Exekutive ändern könnte. Mit diesem Spruch hat der Oberste Gerichtshof seine Unabhängigkeit gegenüber Exekutive und Legislative gewahrt. Die verfassungsmäßige Gewaltenteilung von 1853 wurde durch diesen Spruch bestätigt. Der Versuch scheiterte, alle drei Gewalten, Exekutive, Legislative und Justiz einer einzigen Partei zuzuschreiben. Gut so.
Die Formalisierung normaler diplomatischer Beziehungen zwischen USA und Kuba, die Präsident Obama mit Raúl Castro auf dem Präsidententreffen der 35 Amtsträger des amerikanischen Kontinents unlängst in Panama mit einem Handschlag symbolisierten, obwohl Kuba kein demokratischer Staat ist, hat bemerkenswerterweise zu einer Beteiligung von Dissidenten an nachfolgenden Wahlen geführt. Die Dissidenten haben zwar nicht gesiegt, aber allein die Tatsache, dass sie zugelassen wurden, entspricht einem ersten Schritt zugunsten einer echten Demokratisierung Kubas mit Opposition, Redefreiheit und Rechtssicherheit für Andersdenkende, derweil die Regierung der Gebrüder Castro auf eine Öffnung der streng republikanischen Senatoren und Repräsentanten im US-Kongress wartet, die entscheiden, ob das Exportverbot der USA gegen Kuba aufgehoben werden kann. Schritt für Schritt.
Die Bundeswehr hat Probleme. Neu ist das nicht, die hat sie schon seit ihrer Gründung. Früher war das nicht ganz so drastisch, denn die deutschen Streitkräfte waren lediglich auf die Verteidigung der Bundesrepublik ausgelegt, und dies wäre bei einem Atomkrieg ein relativ sinnloses Unternehmen gewesen. Für den Frieden im Kalten Krieg war das atomare „Gleichgewicht des Schreckens“ zwischen den Atommächten verantwortlich. Dass die Bundeswehr nur „bedingst abwehrbereit“ war, wie „Der Spiegel“ 1962 schrieb und Starfighter-Jets vom Himmel fielen, waren deshalb mehr politische als militärische Skandale.
Heute ist das etwas anders. Inzwischen „verteidigt“ die Bundeswehr auch in fernen Regionen. In Afghanistan geschah das sogar mit richtigen Kampfeinheiten. Für solche Aufgaben ist es nicht gerade förderlich, wenn das Standardgewehr der Truppe, das G36 der schwäbischen Waffenschmiede Heckler&Koch, solch realen Stresstests nicht gewachsen ist. Schon nach 60 Schuss nimmt die Treffsicherheit Untersuchungen zufolge um die Hälfte ab. 176.000 dieser Waffen hat die Bundeswehr. Jetzt will Bundesverteidigungsministerin Ursula von der Leyen die Knarren abschaffen. Heckler&Koch wehrt sich, spricht von Rufschädigung und verweist auf die damaligen Beschaffungsbedingungen. Von Auslandseinsätzen sei damals nicht die Rede gewesen. Damit schadet das Unternehmen seinem Ruf noch mehr. Denn damit bestätigt es, dass das HK G36 nur für Scheibenschießen und Paraden gebaut wurde.
Wirtschaft
De Vido dixit
Planungsminister Julio de Vido, der jetzt schon 12 Monate im Amt ist, was mit Abstand einen Rekord darstellt, hat der Zeitung „Página/12“ in Moskau ein Interview gegeben, in dem er sich eingehend auf die lokale Problematik der Atomenergie u.a. Themen bezog. Die wesentlichen Punkte sind folgende:
- Wir hatten Besprechungen mit dem Vizepräsidenten der russischen Entwicklungsbank, um die Einzelheiten beim Bau des Wasserkraftwerkes Chihuido I zu klären. Dieses Werk am Neuquén-Fluss wird mit vier Turbinen eine Kapazität von 637 MW haben. Die Zuteilung erfofolgte an die lokalen Firmen Helport (Eurnekian-Konzern), Chediak, Panedile, Eleprint und Hidroeléctrica Ameghino, die spanische Isolux und die russische Inter Rao.
- Die russische Inter Rao war in Argentinien schon bei den Kraftwerken Piedra del Aguila und Salto Grande beteiligt, und jetzt liefert sie Turbinen in San Juan. Was wir jetzt benötigen, um die Arbeiten zu beschleunigen, ist Finanzierung.
- Was Kernkraft betrifft, so verhandeln wir mit Rosatom (das russische Staatsamt, das für Kernkraft zuständig ist) über drei Abkommen. Das erste bezieht sich auf die Lieferung von metallischem Uran, das das lokale Technologieunternehmen INVAP schon für die in Argentinien, Ägypten und Argelien eingerichteten Experimentierungsreaktoren liefert. Das zweite Abkommen bezieht sich auf den Informationsaustausch zwischen INVAP und dem Unternehmen, das den Brennstoff für die russischen Kernkraftwerke liefert. In dieser Beziehung besteht schon ein Abkommen mit der Nationalen Atomenergiekomission (CNEA) über den Informationsaustausch und die Übertragung von Technologie.
- Argentinien ist schon bei der Entwicklung von leicht angereichertem Uran weit fortgeschritten. Doch jetzt kommt die Etappe des voll angereicherten Urans.
- Die Regierung wird die Bedingungen für ein russisches Angebot für ein Atomkraftwerk von 1.200 MW mit angereichertem Uran schaffen. Dabei soll bestimmt werden, wie die Technologie auf diesem Gebiet übertragen wird.
- Ein Kraftwerk auf der Grundlage von Natururan und schwerem Wasser (wie es die drei in Argentinien bestehenden sind) das eine Kapazität von 730 MW hat, würde bei angereichertem Uran auf 1.200, also 500 MW mehr, gelangen. Das bedeutet, dass der Investitionsbetrag pro MW und auch die Stromkosten in diesem Fall viel geringer sind.
- Am Anfang wird das angereicherte Uran importiert. Danach soll die Technologie übertragen werden. Argentinien befasst sich im Werk in Pilcaniyeu mit der Urananreicherung, aber vorerst nur in geringen Mengen. Dort wird mit zwei Technologien gearbeitet, eine mit Zentrifugen und die andere mit Laserstrahlen. Letztere ist eine totale Innovierung, die das Atomzentrum in Bariloche entwickelt.
- Die allgemeine Stromerzeugung ist in 12 Jahren um 90% gestiegen. Ausserdem haben wir 5.000 km Hochspannungsleitungen errichtet.
- In den letzten Jahren sind 200 MW mit Windanlagen und Photovoltaiken-Anlagen errichtet worden. Es bestehen mehrere Projekte in den Provinzen La Rioja, San Juan, San Luis und Chubut. In dieser Beziehung ist es wesentlich, die eigene technologische Entwicklung zu fördern.
- Es ist das erste Mal in der Geschichte, nach Perón, dass wir tun, was uns konveniert und keine Überwachung haben. Es gibt kein Argentinien ausserhalb des „Modells“. Wir beziehen uns dabei nicht auf Personen, sondern auf eine autonome Entwicklung, von einem Argentinen, das fähig ist, sich selbst zu bestimmten und nach Moskau zu kommen, oder vorher nach Peking, ohne der US-Botschaft eine Erklärung abzugeben, wie es früher der Fall war.
Zu diesen Erklärungen sei bemerkt, dass Minister De Vido den Übergang von Kraftwerken mit Natururan auf solche mit angereichertem Uran angekündigt hat, die wirtschaftlicher sind. Das wusste man schon beim Bau des ersten Kernkraftwerkes, Atucha I; doch die damalige Regierung mit General Juan Carlos Onganía als Präsident, entschied sich 1968 für Natururan, das auch in Argentinien erzeugt wird, um die Abhängigkeit von ausländischen Lieferanten von angereichertem Uran zu vermeiden. Der damalige Energiesekretär, Luis Gotelli, war für angereichertes Uran eingetreten, konnte sich jedoch nicht gegen den militärischen Nationalismus durchsetzen. Jetzt soll endlich der Sprung zur besseren und wirtschaftlicheren Technologie vollzogen werden. Dass diese von Russland geliefert wird ist nebensächlich, den sie hätte genau so gut, oder eventuell besser, von den USA, Frankreich oder einem anderen Staat bezogen werden können.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 8,89, knapp über der Vorwoche und um 3,79% über Ende 2014. Die ZB-Reserven betrugen u$s 31,43 Mrd., gegen u$s 31,51 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex-Terminkurs lag zum 30.6.15 bei $ 9,2053, zum 30.9.15 bei $ 9,685, zum 30.12.15 bei $ 10,35 und zum 31.3.16 bei $ 11,25. Der Terminkurs per April 2016 enthält einen Jahreszinssatz von 29,16%. Der Schwarzkurs erreichte $ 12,80, ohne Änderung gegenüber der Vorwoche.
***
Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch einen Rückgang von 3,64%, obwohl er am Mittwoch in einem Tag um 3,47% gestiegen ist, angetrieben durch einen Sprung von 4,83% bei Petrobras und 4,58% bei YPF. Gegenüber Ende 2014 verzeichnet der Aktienindex eine Zunahme von 36,23%
***
Par-Bonds in Pesos gingen in einer Woche zum Mittwoch um 7,50% zurück, lagen aber immer noch um 45,10% über Ende Dezember 2014. Discount-Bonds in Pesos fielen in einer Woche 1,34%, stiegen aber im Jahr 30,04%. Global 2017 Arg (in Dollar) fielen in einer Woche 1,73% und stiegen im Jahr 10,86%. Bonar 2024 fielen in einer Woche 3,93%, wiesen jedoch im Jahr ein Plus von 4,52% aus. Boden 2015 fielen um 0,75% in einer Woche, verzeichnen jedoch ab Ende 2014 ein Plus von 3,05%
***
Gold wurde am Mittwoch in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 224,52 (Vorwoche $ 225,46) pro Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 320,74 (Vorwoche: $ 322,08).
***
Am Dienstag hat das staatlich kontrollierte Erdölunternehmen YPF die Ausgabe von Obligationen für u$s 500 Mio. angekündigt. Die Laufzeit beträgt 10 Jahre und der Zinssatz liegt bei 8,75%, knapp unter dem, den die Regierung für die neuen Bonar 2014 zahlt. Bei höheren Offerten kann die Emission auf u$s 1 Mrd. erhöht werden.
***
Das Amt für öffentliche Einnahmen (AFIP) hat nach und nach den Betrag verringert, den es bei Dollarkäufen für Auslandsreisen zulässt. Im Januar waren es im Durchschnitt von u$s 1.060, im Februar u$s 941, im März u$s 822 und in den ersten Aprilwochen nur noch u$s 779. Die AFIP begründet dies mit angeblich geringeren Ausgaben der Auslandsreisenden. Seit diese Dollarkäufe im Januar 2014 zugelassen wurden, wurden insgesamt 605219 Käufe für insgesamt u$s 648 Mio. registriert
***
Die argentinische Erdölförderung lag im Februar um 2% unter dem gleichen Vorjahresmonat, obwohl YPF in der gleicvhen Periode eine Zunahme von 5,83% verzeichnet. Die Gaserzeugung nahm hingegen interanuell, bei einer Erhöhung von 13,8% im Fall von YPF. um 1,17% zu.
***
Die Rohstahlproduktion lag im März mit 429.800 Tonnen um 8,9% unter dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet die Kammer der Stahlindustrie. Das 1. Quartal lag somit um 4,5% unter dem Vorjahr. Die Kammer weist darauf hin, dass der Rückgang mit einer Zunahme der chinesischen Exporte von Stahlprodukten nach Argentinien um 24% im 1. Quartal einher geht.
***
Die AFIP hat 24 Exporteuren von Zwiebeln die CUIT-Eintragungsnummer entzogen, weil 38% der Belegschaft bei der Produktion von Zwiebeln nicht eingetragen waren. 530 t Zwiebeln wurden in den Provinzen Buenos Aires und Rio Negro von Produzenten beschlagnahmt. Es wurde nicht erklärt, warum die Exporteure für Vergehen bestraft wurden, die auf die Landwirte entfallen, die Zwiebeln erzeugen. Denn der Exporteur kauft die Ware und ist nicht verpflichtet, den Lieferanten bezüglich Schwarzarbeit zu prüfen..
***
Das Wirtschaftsministerium hat eine neue Exportquote für Mais von 3,5 Mio. eingeführt. Damit sind es schon 11,5 Mio. Tonnen der Ernte 2015. Die Maisernte wird für dieses Jahr von privaten Quellen auf 23 Mio. Tonnen geschätzt, und der interne Konsum auf ca. 10 Mio. t. Somit verbleibt noch ein Überschuss von 1,5 Mio. t.
***
Die Finanzen des Nationalstaates schlossen im Februar mit einem echten („finanziellen“) Defizit von $ 16,39 Mrd., 111,2% über dem gleichen Vorjahresmonat. Im 1. Bimester sind es somit $ 29,85 Mrd., 176% über dem Vorjahr und 1.316% über dem 1. Bimester 2013. Ohne die Zuwendungen der ZB und der ANSeS, die als echte Einnahmen gebucht werden, in Wirklichkeit jedoch eine Defizitfinanzierung drstellen, steigt das Defizit im 1. Bimester auf $ 36,54 Mio. Gemäss der Berechnung des Institutes IARAF, das sich mit Fiskalanalysen befasst, liegt dieses Defizit bei 5% des BIP. Wenn man noch das sogenannte quasifiskalische Defizit der ZB hinzuzählt (Ausgaben von Lebac und Nobac), dann steigt das Defizit auf 7% des BIP. Die Ausgaben lagen im 1. Bimester um 42% über dem Vorjahr und die Einnahmen um 31%. Die Zinsen auf die Staatsschuld lagen mit $ 2,87 Mrd. um 33% über dem Vorjahr und das Betriebsdefizit der Staatsunternehmen lag mit $ 1,89 Mrd. um 40% über dem Vorjahr. Das primäre Defizit (ohne Zinsen auf die Staatsschuld) lag im März mit $ 13,55 Mrd. um 140,76% über dem Vorjahr.
***
Der Handelsbilanzüberschuss lag laut INDEC im März mit u$s 42,6 Mio. um 33% unter dem Vorjahr. Die Exporte gingen im interanuellen Vergleich um 15,4% auf u$s 5,04 Mrd. und die Importe um 4% auf 4,99 Mrd. zurück. Der gesamte Aussenhandel lag im 1. Quartal 2015 um 15,7% unter dem Vorjahr. Der Rückgang der Exporte ist mehr auf niedrigere Preise als auf geringere exportierte Mengen zurückzuführen. Im 1. Quartal wurden jedoch ein Überschuss von u$s 168 Mio. erreicht, 7,7% über dem Vorjahr.
***
Die Regierung erhielt bei der Ausschreibung vom Dienstag von u$s 500 Mio. der Bonds Bonar 2024 Offerten für u$s 1,88 Mrd., von denen u$s 1,41 angenommen wurden. Der Zinssatz betrug 8,956%, was im internationalen Vergleich anormal hoch ist. Die Bonar waren letztes Jahr eingeführt worden, um damit die Entschädigung an Repsol zu zahlen. Der grösste Teil der neuen Bonarausgabe wurde von ausländischen Fonds über die Deutsche Bank gekauft. Zinsen und Amortisationsquoten dieser neuen Bonds, die der argentinischen Gerichtsbarkeit unterstehen, werden über die Wertpapierkasse der Börse von Buenos Aires bezahlt, so dass laut Kicillof keine Möglichkeit besteht, dass die Geierfonds sie beschlagnahmen oder die Zahlung von Zinsen und Amortisation verhindern können. Diese Dollarbonds werden zum Gleichgewicht der Zahlungsbilanz beitragen, um einen neuen Default zu vermeiden. Minister Kicillof erklärte, vom Erlös dieser Bonds sollen u$s 500 Mio. für die Finanzierung von sozialen Wohnungen und u$s 915,9 Mio. für Infrastruktur eingesetzt werden. Allein, zunächst wird mit den neuen Bonar nur einen Teil des hohen Defizites der Staatsfinanzen gedeckt. Dass der Minister an eine Erhöhung der schon aufgeblähten Staatsausgaben und somit auch des Defizites denkt, klingt merkwürdig.
***
Die Berufungskammer für Verwaltungsrecht hat dem Staat für die 2008 erfolgte Enteignung von Aerolineas Argentinas zu einem symbolischen Betrag von einem Peso recht gegeben und das Urteil erster Instanz bestätigt, nachdem das Fachgutachten über das Unternehmen ermittelt hat, dass AA damals ein negatives Vermögen von $ 3,5 Mrd. aufwies.
***
Das Landwirtschaftsministerium teilt mit, dass zum ersten Mal genetisch veränderte Produkte, die in Argentinien entwickelt wurden, zugelassen wurden. Es handelt sich um eine Kartoffel, die gegen einen bestimmten Virus widerstandsfähig ist, und um Sojabohne, die Trockenheitsperioden verträgt. An diesem Projekt hat das technologische Institut Conicet gearbeitet, im Fall der Sojabohne zusammen mit dem gemischten staatlich-privaten Unternehmen Indear.
***
Am Donnerstag der Vorwoche hat das Wirtschaftsministerium Staatsbonds „Bonac“ für $ 4,71 Mrd. untergebracht, etwas weniger als die $ 5 Mird, die am 27. März untergebracht wurden. Die Verzinsung betrug dieses Mal 27,06% für Bonds, die in März 2016 verfallen und 27,3% für die, die im September 2016 verfallen. Bei der März-Ausgabe waren es 26,2%.
***
Wirtschaftsminister Axel Kicillof unterzeichnete am Donnerstag der Vorwoche in Washington mit der Exekutivdirektorin der Weltbank Sri Mulyani und dem Verantwortlichen für Sudamerika, Jenko Hentschel, das Abkommen über die Auszahlung von zwei Krediten in Höhe von insgesamt u$s 675 Mio., die einen Teil des Paketes von u$s 3 Mrd. bilden, das die Bank im September 2014 genehmigt hatte. u$s 425 Mio. sind für ein Programm für Beschäftigung von Jugendlichen und u$s 250 Mio. für ein Programm für Erziehung in ländlichen Gegenden bestimmt.
***
Die Börse von Rosario hat ihre Schätzung der diesjährigen Sojabohnenernte auf 59 t erhöht, weil die Erträge wegen der günstigen Regenfälle viel höher als erwartet ausfallen. Das gleicht auch den Verlust von über 200.000 ha wegen Überschwemmungen aus. Auch bei Mais rechnet die Börse mit einer höheren Ernte, nämlich von 25,7 Mio. t. All dies bedeutet, dass man mit einer Gesamternte von Getreide und Ölsaat über 110 Mio. t rechnen kann, die einen absoluten Rekord darstellt.
***
Die Consulting-Firma „Economía & Regiones“, von Rogelio Frigerio (jetzt Präsident der Banco Ciudad) hat ermittelt, dass das Bruttoinlandsprodukt 2014 um 2,5% zuruckgegangen ist. Für 2015 wird ein weiter Rückgang von 1,5% vorgesehen.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Ford Motor Co. hat eine Investition von u$s 2,5 Mrd. für eine neue Motorenfabrik in Chihuahua, und eine von Getrieben in Guanajuato, beide in Mexiko, bekanntgegeben. In Mexiko haben Kfz-Fabriken hohe Investitionen bekanntgegeben, die grösste die von Toyota von u$s 1 Mrd. Infolge des Freihandelsabkommens können diese Fahrzeuge zollfrei nach den Vereinigten Staaten exportiert werden.
***
Am Montag begaben sich der Gouverneur von New York, Mario Cuomo, begleitet von wichtigen Unternehmern, nach Kuba. Folgende US-Unternehmen waren dabei vertreten: MasterCard, Pfizer, JetBlue, Infor und Regeneron. Die Aufnahme der Beziehungen, zwischen den USA und Kuba schafft viele Geschäftsmöglichkeiten für nordamerikanische Firmen.
***
Brasilien wies bei der Leistungsbilanz (Internationaler Handel von Waren und Dienstleistungen) im 1. Quartal 2015 ein Defizit von u$s 25,39 Mrd. aus. In 12 Monaten zum März erreichte das Defizit u$s 101,6 Mrd., gleich 4,54% des BIP. Das Defizit wird weitgehend durch den Zufluss von Kapital ausgeglichen.
***
Geschäftsnachrichten
Buquebus
Dieses Unternehmen, kontrolliert von Juan Carlos Lopez Mena, das den Schiffsverkehr zwischen Buenos Aires und Colonia und Montevideo betreibt, hat ihr Luftfahrtunternehmen BQB an die bolivianische Amazonas verkauft, nachdem schon vor kurzem die Flüge nach Paraguay aufgegeben worden sind. BQB bedient vornehmlich den Personenverkehr zwischen Buenos Aires und Montevideo und Punta del Este.
Garantizar
Diese Gesellschaft für gegenseitige Riskoversicherung (SRG, Sociedad de Garantía Recíproca), bei der die Banco Nación der Hauptpartner ist, hat ein eigenes Gebäude für seine Büros auf der Maipú 73, Bundeshauptstadt, eingeweiht, das 9 Stockwerke und eine Gesamtfläche von 2.160 qm hat, und eine Investition von $ 30 Mio. darstellt. Die Gesellschaft zählt mit 8.500 Kunden, die auf diese Weise Zugang zum Bankkredit zu günstigen Bedingungen erhalten.
Rizobacter
Dieses Unternehmen, das sich auf biologische Produkte für die Landwirtschaft spezialisiert, hat in Anwesenheit von Gouverneur Daniel Scioli ein neues Labor in Pergamino eingeweiht. Ausserdem baut das Unternehmen eine Fabrik für besondere Düngemittel im Industriepark von Pergamino, in Zusammenarbeit mit der französischen Sangosse. Das gesamten Investitionsprogramm von Rizobacter beläuft sich auf u$s 25 Mio.
Metrotel
Dieses Unternehmen, das ein Netz von optischen Kabeln von 2.000 km betreibt und unlängst vom Holding „Sociedad Comercial del Plata“ übernommen wurde, hat eine Investition von $ 60 Mio. bekanntgegeben, um das optische Netz auszuweiten. Metrotel hatte 2014 einen Umsatz von $ 243 Mio., 71,4% mehr als im Vorjahr, und peilt für 2015 einen von $ 336 Mio. an. 73% der Kunden sind Grossunternehmen. Das Netz verbindet u.a. 14 Industrieparks in Gross Buenos Aires.
IBEA
Dieses Unternehmen, das das Stromverteilungsunternehmen EDEA kontrolliert, welches Strom in einem grossen Teil der Provinz Buenos Aires vertreibt, hat eine Gläubigereinberufung angekündigt, um eine Schuld von u$s 135 Mio. umzuschulden, die 2017 verfällt. Am 26. März teilte das Unternehmen mit, dass es die unmittelbar fälligen Zinsen auf diese Schuld nicht werde bezahlen können. Die Firma begründet ihre schwierige finanzielle Lage mit dem Hinweis auf die niedrigen Tarife, die die Provinzregierung festgesetzt hat. Die Schuld soll gestreckt werden, und bis 2025 gezahlt werden. EDEA hat ca. 500.000 Kunden in 17 Ortschaften der Provinz.
YPF
Das staatliche kontrollierte Erdölunternehmen hat mit der Ausbeutung von besonderem Sand begonnen, der für die Ausbeutung des Schiefererdöl und –gaslagers „Vaca Muerta“ notwendig ist. Zu diesem Zweck hat das Unternehmen schon vor einiger Zeit ein Lager in Gaiman, Provinz Chubut, gekauft, wo dieser besondere Sand entdeckt wurde. Bisher wird er importiert, wobei YPF jährlich bis zu u$s 400 Mio. für diesen Zweck aufgewendet hat, ein Betrag, der jedoch wegen der Ausbeutung von Vaca Muerta stark steigen würde. In Zukunft entfallen diese Importe. Der Sand wird zunächst in einer Anlage der Tochterfirma AESA verarbeitet, die in Ezeiza liegt. In Zukunft soll der Sand jedoch in einer viel grösseren Anlage in Añelo, Neuquén, zubereitet werden, in die YPF u$s 150 Mio. investieren wird, um 500.000 Jato zu verarbeiten. Der lokal gewonnene Sand soll wesentlich billiger als der importierte sein, so dass eine Verringerung der Kosten der Bohrungen in Vaca Muerta von ca. 10% erwartet wird.
Globant
Diese Firma, die in Argentinien von lokalen Unternehmern im Jahr 2003 gegründet wurde und sich mit fortgeschrittenem Software befasst, hat ein Forschungslabor in Mexiko eröffnet. Globant kotiert seine Aktien an der Börse von New York, verfügt über 29 Büros in 19 Städten und beschäftigt insgesamt l.700 Personen.
Easy
Dieses Unternehmen der Cencosud-Gruppe, das alle Produkte verkauft, die für die Ausstattung, Reparatur und Verbesserung von Wohnungen notwendig sind, hat vom 22. bis zum 24. April in seinen Lokalen in Caballito, Quilmes, Alto Avellaneda und San Isidro den Tag der Erde auf eine sehr originelle Art und Weise gefeiert. An diesen Tagen bestand eine Kunstwerkstatt für Kinder von 5 bis 12 Jahren, die sich mit Malerei und Gartengesaltung der Natur nähern konnten. Dabei sollen sie auch lernen, den Planeten Erde zu erhalten.
Wirtschaftsübersicht
Niedrigere Inflation: Pause oder Tendenz?
Das Statistische Amt, INDEC, hat mit der Bekanntgabe des Preisindices vom März erneut überrascht. Der Index der Konsumentenpreise stieg nur um 1,6%, und somit in 12 Monaten zum März nur 16,5%. Der Index, den eine Gruppe von Oppositionsabgeordneten monatlich auf der Grundlage des Durchschnittes mehrerer privater Erhebungen ermittelt, genannt „Kongressindex“, ergab für März 2,12% und für 12 Monate 29,81%. Auch die privaten Indices weisen eine leicht abnehmende Tendenz auf, aber bei weitem nicht so stark wie der offizielle. Der Index des Statistischen Amtes der Stadtverwaltung von Buenos Aires ergibt für März +1,7%, also knapp über der INDEC-Zahl.
Leider hat das INDEC keine Erklärung für die erhebliche Differenz mit dem Kongressindex gegeben, so dass angenommen wird, dass die Manipulierung des Indices, die Anfang 2007 eingesetzt hat, auch 2014 weiterging, obwohl hoch und heilig versprochen wurde, korrekt zu arbeiten. Diese Regierung hat die Glaubwürdigkeit verloren, und das überschattet sämtliche offiziellen Indices. Erst die Regierung, die am 10. Dezember antritt, kann erreichen, dass man dem INDEC wieder glaubt. Doch auch für diese wird dies nicht einfach sein.
Der Internationale Währungsfonds prüft jetzt den neuen Index, und Fachleute waren vor kurzem zu diesem Zweck in Argentinien. Im Mai soll sich der IWF über das Thema aussprechen, und auch über die Berechnung des Bruttoinlandsproduktes; doch Kicillof erklärte in Washington, er werde eine Verlängerung des Termins beantragen. Auf einen oder zwei Monate mehr kommt es hier nicht an; wichtig ist, dass der IWF der neuen Berechnung des Indices entweder zustimmt oder Korrekturen empfiehlt, die danach befolgt werden. Argentinien braucht als Land mit einer chronischen Inflation unbedingt einen glaubwürdigen Preisindex, der bei allerlei Verträgen und Geschäften notwendig ist, u.a. bei Mietverträgen. Eine Bestätigung durch den IWF ist daher besonders wichtig.
Beiläufig müsste auch das Indexierungsverbot aufgehoben werden, das im Konvertibilitätsgesetz von 1991 enthalten ist, das in diesem Punkt weiter in Kraft ist. Nebenbei bemerkt: dieses Verbot wurde vom Staat schon 2002 missachtet, als der CER-Koeffizient (der dem Index der Konsumenpreise mit einer leichten Verschiebung entspricht) geschaffen wurde, und danach Staatspapiere ausgegeben wurden, die mit diesem Koeffizienten indexiert werden. Einmal mehr hat es die K-Regierung mit der Rechtsordnung nicht ernst genommen.
Der INDEC-Index bezieht sich ab Januar 2014 auf das ganze Land, während sich der vorangehende und auch die privaten Indices nur auf die Stadt Buenos Aires und Umgebung beziehen. Da die Tarife für Strom u.a. öffentliche Dienste im Landesinneren seit Jahren höher liegen als die von Gross Buenos Aires, sind die Zunahmen jetzt geringer, was den Preisindex beeinflusst. Ebenfalls wurde bei der INDEC-Methodologie teilweise ein veränderlicher Warenkorb eingeführt, bei dem Waren, deren Preise anormal zunehmen, weniger Gewicht haben, weil angenommen wird, dass sie weniger gekauft werden, während andere, deren Preise zurückgegangen sind, oder stabil bleiben oder nur wenig zunehmen, mehr Gewicht haben. Dadurch wird der Index nach unten gedrückt. Leider gibt das INDEC keine Erklärung über den Fall ab, was unbegreiflich ist und den Verdacht nährt, dass der Index nach wie vor gefälscht wird.
In Zeiten schwacher Konjunktur, wie sie jetzt besteht, werden die Preise normalerweise nicht oder nur wenig erhöht, weil sonst nichts verkauft wird. Dabei kommt es auch zu zahlreichen Ausverkäufen mit Rabatten, oder Sonderofferten mit 15% und auch 20% und mehr Nachlass in Supermärkten. Das Statistische Amt müsste auch erklären, wie es diese Phänomene bei den Preiserhebungen berücksichtigt.
Ebenfalls haben die günstigen klimatischen Bedingungen für die Landwirtschaft auch zu einem hohen Angebot an Gemüse und Obst geführt. Bei Äpfeln, Birnen u.a. Sorten wirkt sich auch der Umstand aus, dass Russland als Käufer ausgefallen ist, so dass die Produktion keine Abnehmer findet, was auch auf die Preise drückt.
Die Beruhigung der Inflation wurde ebenfalls durch die geringe Abwertung herbeigeführt. In fast vier Monaten wurde der Peso gegenüber dem Dollar nur um 3,8% abgewertet, was unter einem Prozent (kumulativ) im Monat ergibt, also etwa die Hälfte oder eventuell etwas weniger als der Index der Konsumentenpreise, je nach dem welchen Index man nimmt. Dies wirkt sich intern einmal auf die Preise der Exportcommodities aus, die einen grossen Einfluss auf den Index haben. Der Weizenpreis färbt auf den von Brot und Teigwaren ab, der von Sonnenblume und Sojabohne auf den Preis für Speiseöl. Beim Rindfleisch hat der Wechselkurs eine geringere Bedeutung, da der Export ohnehin nur beschränkt zugelassen wird, und dann praktisch nur für die teuren Schnitte, wie Lende, die im Inland weniger konsumiert werden. Abgesehen davon wirkt sich der Wechselkurs auf die importierte Ware aus, was sich sowohl auf Konsumgüter wie auf Rohstoffe und Produkte bezieht, die weiter verarbeitet werden.
Die Regierung will jetzt, dass die Lohnerhöhungen, die unmittelbar ausgehandelt werden, eine voraussichtlich niedrige Inflation für die kommenden Monate als Grundlage nehmen, und nicht die Zunahme der letzten 12 Monate. Die Gewerkschaften gehen indessen vom Reallohn aus, der sich unmittelbar nach der Lohnerhöhung vom letzten Jahr ergab, und fordern somit Zulagen von 30% bis über 40%. Dieser Reallohn, der als Grundlage genommen wird, ist jedoch eine Ausnahmeerscheinung. Man müsste den Reallohn der ganzen 12-Monatsperiode nach dem letzten Abkommen nehmen, also einen Durchschnitt der 12 Monate berechnen, und ihn als Grundlage nehmen. Das sagt jedoch niemand, weder die Unternehmer noch die Regierung.
Die Metallindustrie hat ihre Haltung verhärtet und will nicht mehr als 24% gewähren, bei einer Forderung der Gewerkschaft von 32%. Diese Industrie leidet besonders unter der schwachen Konjunktur, und auch unter dem zurückgebliebenen Wechselkurs, der Exporte erschwert und Importe relativ verbilligt. Doch bei anderen Industrien liegt der Fall völlig anders, so bei der Speiseölindustrie, bei der der Zusatzwert auf den Rohstoff gering ist, und die Industrie ihn leicht auf den Preis von Sonnenblume, Sojabohne und Erdnuss rückwälzen kann. Hier fordert die Gewerkschaft 42%. Es bleibt zu hoffen, dass die Erdölwirtschaft, die in den letzten Jahren sehr hohe Lohnzulagen zugestanden hat, sich jetzt, nach dem Preisrückgang für Erdöl auf dem Weltmarkt, härter verhält. Auf alle Fälle sind die bedeutenden Lohnunterschiede unter verschiedene Branchen, die sogar zunehmen können, eine ständige Gefahr, da sie Druck auf andere Gewerkschaften ausüben und deren Leiter dann zu weiteren Forderungen veranlassen.
Die Regierung muss den Unternehmern Rückendeckung geben, was in einer Wahlperiode besonders schwierig ist. Wenn sich die Gewerkschaften mit Lohnerhöhungen von einer Grössenordnung von 30% durchsetzen, dann wird auch der Preisindex wieder in die Höhe springen. Da ausserdem ein Abwertungssprung ab 10. Dezember erwartet wird, besteht auch von dieser Seite ein gefährlicher Impuls auf die Preise.
Die Regierung hält sich an das Schema einer verwalteten Inflation, mit einem Ziel von 20% bis 25% im Jahr. Damit wissen Konsumenten und Unternehmer in Argentinien zu leben. Auch das ist weit entfernt von einer einstelligen Inflation und noch mehr von Stabilität, aber es ist politisch leichter zu handhaben. Doch dieses wirtschaftspolitische Ziel ist mit Lohnerhöhungen, wie sie Gewerkschaften fordern, unvereinbar.
Die monetäre Entwicklung ist in letzter Zeit auch nicht mehr Stabilitätskonform. In 12 Monaten zum 10.April 2015 stieg die monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Depositen der Banken bei der ZB) um 27,94%, und das monetäre Aggregat M2 (Banknonten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das Zahlungsmittel im weiteren Sinn umfasst, um 31,56%. Vor einigen Monaten lagen die Raten der Jahreszunahmen in beiden Fällen knapp über 20%. Gemäss der These des Keynesianers Kicillof ist es gut, wenn die Geldexpansion die Inflation übersteigt, weil dann auch eine reale Nachfrageerhöhung verbleibt. Indessen besteht dabei die Gefahr, dass die Inflation auch von dieser Seite angeheizt wird und auf eine höhere Stufe steigt. Die Monate unmittelbar vor der Wahl sind entscheidend, da die Regierung dann einmal gegenüber den Gewerkschaften schwach ist, aber auf der anderen Seite mit einer Zunahme der Inflationsrate Wähler verlieren würde.
Wirtschaftsübersicht
Die inhaltslose Armutsdiskussion
Nachdem Wirtschaftsminister Axel Kicillof zugegeben hat, dass er nicht wusste, wie hoch der Anteil der Armen an der Bevölkerung war, kam eine Diskussion über das Thema auf, die jedoch keinen vernünftigen Sinn hat. Dass es eine grosse Armut gibt, ist nicht zu leugnen. Doch wie viele Menschen statistisch als arm eingestuft werden, hängt davon ab, was man als Armut bezeichnet, wie man sie misst, und wo man die Grenze zieht, die ohnehin recht willkürlich ist. Das Thema wird stets politisiert, indem die hohe Zahl der Menschen, die als arm eingestuft werden, als Hinweis für das Versagen der Sozialpolitik der K-Regierungen betrachtet wird. Die Regierungssprecher, angefangen mit der Präsidentin, kontern, dass der Armutskoeffizient seit der Krise von 2002 (als er anormal hoch war) stark abgenommen habe, und dass sie dem Problem mit allerlei Sozialplänen, der Ausweitung der Pensionsempfänger, der starken Zunahme der Mindestpensionen, u.s.w. entgegengekommen sei. In der Tat hat die Regierung die Sozialausgaben stark ausgeweitet. Allein in den letzten zwei Jahren haben sich die Sozialausgaben, laut einer Berechnung der Stiftung „Libertad y Progreso“ mehr als verdoppelt, sind also auch real gestiegen. Dieses Jahr erreichen sie laut Haushaltsgesetz $ 157,21 Mrd., was 13,1% der Gesamtausgaben darstellt. Insgesamt erhalten über 18 Mio. Menschen soziale Zuwendungen vom Staat. Hinzu kommen dann noch die Sozialpläne von Provinzen und Gemeinden. Man sollte meinen, dass mit so viel Geld das Armutsproblem vollständig überwunden worden ist. Aber es war offensichtlich nicht so.
Eine Gruppe von INDEC-Fachleuten, die sich vor 2007, als die Regierung mit der systematischen Fälschung des Indices der Konsumentenpreise begann, mit der Haushaltsumfrage befassten, die als Grundlage für die Armutstatistik dient, haben jetzt ermittelt, dass im 4. Quartal 2014 9,6 Mio. Personen, gleich 25,1% der Bevölkerung, als arm eingestuft werden müssen. (Siehe „La Nación“ vom 17.4.15) Das wären 4,4 Prozentpunkte mehr als im 2. Quartal 2013. Die Consulting-Firma Ecolatina gelangt bei ihrer Berechnung für Ende 2014 auf 27%, die ATE-Gewerkschaft, die die Staatsangestellten vertritt, gelangte auf 25,1%, gegen 20,7% ein Jahr zuvor. Das Statistische Amt (INDEC) hatte für das 2. Halbjahr 2013 einen Armutskoeffizienten von 4,7% ermittelt, und danach keine Zahlen bekanntgegeben. Nachdem die Preise laut INDEC ab 2007 unter der Hälfte der privaten Ermittlungen gestiegen waren, wäre es logisch, dass auch weniger Menschen unter die Armutsgrenze fallen. Die katholische Universität hatte für Ende 2013 ermittelt, dass zwischen 25,6% und 27,5% der Einwohner des Landes unter der Armutsgrenze liegen.
Die Armut wird auf Grund des nominellen Einkommens und dem Betrag ermittelt, der für die Deckung des Grundbedarfs notwendig ist, der im 4. Quartal 2014 mit $ 6.384 pro Person angegeben wird. Doch wenn das Einkommen unter $ 2.800 liegt, dann ist von „Elend“ die Rede, weil mit diesem Betrag nicht einmal die Ausgaben für die Ernährung gedeckt wird, die für die nackte Erhaltung des Lebens notwendig ist. Die Fachleute des INDEC, die die Armut mit 25,1% ermittelt haben, weisen darauf hin, dass 5,6 Prozentpunkte davon auf Personen entfallen, die sich im Elendszustand befinden. Würde dies stimmen, dann müssten überall Menschen sichtbar sein, die Haut und Knochen sind und wegen Hunger sterben, also wie in Biafra oder Kalkutta auf den Strassen oder sonstwo verrecken. Die argentinische Gesellschaft bietet jedoch gewiss nicht dieses Bild. Die Menschen, auch die als arm oder elend eingestuft werden, sehen einigermassen ernährt aus, auch wenn viele sich falsch ernähren oder von Parasiten befallen sind.
Zur Methodologie, wie Armut und Elend ermittelt werden, sei folgendes zu bemerken:
- Personen mit niedrigem Einkommen stellen ihren Warenkorb anders zusammen, also solche die mehr verdienen. Der Warenkorb des INDEC, und auch der privaten Ermittler, bezieht sich auf einen Durchschnitt, der auch Waren enthält, die arme Menschen nicht kaufen, oder nicht kaufen sollten. Im Fall von Rindfleisch, kann man sich mit Lende („lomo“) u.a. teuren Schnitten ernähren, aber auch mit Leber, Nieren und Kutteln, die einen Bruchteil der teurer Schnitte kosten (unter $ 10 pro kg gegen über $ 40) und genau so gut ernähren. Bei Teigwaren, Reis u.a. Waren sind die bekannten Marken gelegentlich bis zu doppelt so teuer wie andere. Die Gemüse- und Obstpreise schwanken sehr stark, so dass der, der zu kaufen weiss, sich relativ billig eindeckt. Auf Getränke, auch alkoholfreie, die viel konsumiert werden, sollten die Armen verzichten. Mit gewöhnlichem Wasser wird der Durst auch gelöscht. Und schliesslich können sich arme Familien mit Waren, die zu „gepflegten Preisen“ verkauft werden, viel billiger ernähren. Die Armutsmessung sollte mit einem anderen Warenkorb gemessen werden.
- In ärmeren Gegenden, und gelegentlich auch allgemein, verkaufen Gemüse- und Obsthändler die Produkte, die nicht mehr gut aussehen und eventuell schon leicht verdorben sind, aber immer noch ohne Gefahr für die Gesundheit gegessen werden können, zu Schleuderpreisen an arme Menschen. Gelegentlich schenken sie ihnen die Ware, die sie sonst wegwerfen müssen.
- Die offizielle Statistik berücksichtigt Naturaleinkommen nicht. In vielen Gegenden kommt eventuell der Fischfang hinzu, und allgemein gibt es in ländlichen Gegenden viel Eigenproduktion von Gemüse. Das erfolgreiche Programm Pro Huerta, das Anfang der 90er Jahre eingeführt wurde, hat weit über 500.000 Gemüsegärten (gelegentlich auch mit Hühner- oder Kaninchenzucht) geschaffen. Das landwirtschaftliche Technologieinstitut INTA bemüht sich intensiv darum. Es verteilt unentgeltlich Samen und Pflanzen, und lehrt die Familien über deren Anbau. Unlängst bemüht sich auch eine private Organisation um die Einführung dieser Gemüsengärten in Schulen und Gemeinden. Von dieser Produktion ernähren sich teilweise um die 2 Mio. Menschen, von denen viele statistisch als arm oder sogar als elend eingestuft werden. Gewiss: sie sind nicht wohlhabend, aber sie ernähren sich.
- Die offizielle Statistik erfasst Gelegenheitseinkommen schlecht, und berücksichtigt auch den Fall nicht, bei dem der Arbeitnehmer eine Mahlzeit erhält, eventuell sogar zwei plus Frühstück, wie es bei Haushaltspersonal allgemein der Fall ist. Aber auch viele Unternehmen geben ihrem Personal eine Gratismahlzeit, oder sie berechnen sie zu einem besonders niedrigen Preis.
- Man muss auch berücksichtigen, ob eine Person oder eine Familie eine Eigenwohnung hat, oder eine mietet. Bei gleichem Nominaleinkommen macht dies einen grossen Unterschied aus.
- Schliesslich berücksichtigt die offizielle Statistik den Umstand nicht, dass die Ernährungskosten, pro Kopf berechnet, bei grösseren Familien niedriger sind. Wenn für sechs Menschen gekocht wird, so kostet dies für jeden weniger, als wenn es nur zwei sind. Ebenfalls besteht eine grosse soziale Solidarität: arme Menschen erhalten oft von Verwandten oder Freunden eine Mahlzeit.
Um wirklich etwas für die Armen zu tun, sollte als erstes damit aufgehört werden, das Thema zu politisieren und mit einem globalen Koeffizienten erfassen zu wollen. Es kommt nicht auf den Prozentsatz der Armen an der Bevölkerung an, sondern auf die konkrete Eigenart und Ursachen der Armut in jedem Einzelfall. Zunächst muss ermittelt werden, wie viele Menschen überhaupt keine Wohnung haben, und auf der Strasse oder sonstwo schlafen, dann wie viele in menschlich unwürdigen Wohnungen hausen, oder zusammengepfercht wohnen. Dann muss ermittelt werden, wie viele arbeitslos sind, oder nur Teil- oder Gelegenheitsbeschäftigungen haben, die ihnen wenig einbringen. Es bedarf eines Stabes von Sozialassistenten, die es nicht gibt, die sich mit dem Thema befassen und dabei auch den Familien helfen, ihre extreme Armut zu überwinden. Die Sozialpolitik mildert das Problem für viele Familien, aber viele werden eben von den verschiedenen Programmen nicht erfasst, oder diese lösen ihr Problem nicht. Sozialassistenten müssen in jedem konkreten Fall den armen Menschen beistehen, damit sie sich selber helfen können, also Anstrengung unternehmen, um ihren Armutzustand zu überwinden. Andererseits dient die Information, die sie vermitteln, um die Sozialpolitik effektiver und gezielter zu gestalten. Es fällt auf, dass weder die Regierung noch die Opposition sich auf die wirkliche Armutsproblematik, mit ihrer Vielfalt und Komplexität, beziehen. Man hat den Eindruck, dass alle dem Problem ausweichen, weil sie es nicht verstehen und im Grunde auch nicht verstehen wollen, weil dies sehr mühsam ist. Schlimm!